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Der Aufschwung am Arbeits-
markt hat seinen Höhepunkt

wohl überschritten.DieGrundten-
denz bleibt zwar positiv. Dass die
Arbeitslosigkeit im Frühjahr 2008
langsamer sinkt als gewohnt, hat
auch damit zu tun, dass es nach ei-
ner besonders mildenWinterflau-
te einfach weniger abzubauen
gibt. Doch die Zeiten ungetrübter
Euphorie gehen offenbar zu Ende.
Ein strukturelles Problem ist,

dass sich dieMissverhältnisse von
Mangel undÜberangebot innächs-
ter Zeit eher noch verstärkendürf-
ten. Einerseits droht Knappheit
von Ingenieuren und Fachkräften
die Spielräume für Investitionen
noch auf längere Zeit einzuengen.
Auf der anderen Seite werden es
Geringqualifizierte und Langzeit-
arbeitslose als Erste zu spüren be-
kommen, wenn es am Arbeits-
markt insgesamt nicht mehr so
gut läuftwie in derVergangenheit.
Damit wächst auch der Erklä-

rungsdruck für die Regierung, ob
sie denn genug getan hat, um die

strukturellen Probleme zu lösen.
Dass sie einen konjunkturbeding-
ten Geldsegen teilweise genutzt
hat, um den Beitrag zur Arbeitslo-
senversicherung zu senken, ist
zwar ehrenwert – aber noch keine
wirklich große Leistung. Dass die
Schul- und Bildungspolitik inzwi-
schen stärker in den Fokus rückt,
ist ebenso wichtig – verspricht
aber keine schnelle Wirkung. So
könnte sich bald zeigen, dass die
bisherigen Reformen den Arbeits-
markt längst nicht genügend kon-
junkturfest gemacht haben.
Erst wenn sich daswirtschaftli-

che Klima einmal dreht, kommt
zum Beispiel die Rechnung dafür,
dass Älterewieder länger Arbeits-
losengeld erhalten. Auch die Be-
schäftigungrisikendurchMindest-
löhne werden sich dannmit neuer
Deutlichkeit zeigen. Für den Ar-
beitsmarkt wäre es gewiss kein
Schaden, wenn die Regierung der-
gleichen wegen ihrer Zerstritten-
heit auf Eis legenmüsste.
creutzburg@handelsblatt.com

ARBEITSMARKT

Erste Warnsignale

D ie Frage nach der Moral des
Einzelnen ist ebenso beliebt
wie unbestimmt. Sie ist An-

spruch und Anklage zugleich, sie
will auf das Wesentliche hinweisen
und läuft Gefahr, ins Unverbindli-
che zu entgleiten. Sie bezieht sich
auf Verhaltensnormen und muss
doch auf spezifische Regelwerke
verzichten. Das damit umschrie-
bene Terrain ist dadurch noch
schwerer zuvermessen, dass dieMo-
ralfrage gerne als scharfes Trenn-
schwert zwischenverschiedenenLe-
bensbereichen benutzt wird. Die
Wirtschaft alsGanzes findet sichda-
bei schnell unter dem Generalver-
dacht fehlenderMoral.
Man entkommt der Diskussion

über die moralische Orientierung
des Einzelnen grundsätzlich nicht,
freilich haben solche Diskurse Kon-
junktur in Zeiten wie diesen – Zei-
ten, die durch gravierende Umbrü-
cheder Lebenswirklichkeit, tiefgrei-
fende Veränderungen politischer
Systeme, dieKrise von Institutionen
sowie den Zerfall von Haftungs-
strukturen gekennzeichnet sind.
Dann ist dieDebatte überMoral und
explizite ethische Standards nicht
nurhilfreich, sonderngeradezu exis-
tenziell notwendig, umdieOrdnung
der Freiheit zu stabilisieren.
Dabei tritt ein fundamentalesPro-

blem der Freiheitsgesellschaft offen

zutage. Das Dilemma nämlich, dass
sie weder im Politischen noch im
Ökonomischen ohne die Moral des
Bürgers nicht auskommt, diese aber
weder verordnen noch erzwingen
oder einklagen kann. Für die Markt-
wirtschaft kommt erschwerend
hinzu, dass sie nach der Individual-
moral, nach den Motiven der Ak-
teure nicht fragt. Allein deshalb ist
die disziplinierte öffentliche De-
batte über diese Fragen notwendig,
nur so können gemeinsame Über-
zeugungen entstehen und kann Ver-
bindendeswirksamwerden.
Das Institut der deutschen Wirt-

schaft Köln hat diese Woche zum
achten Mal den Max-Weber-Preis
für Wirtschaftsethik vergeben, um
genau diesen Diskurs und die damit
möglichen Klärungsprozesse zu be-
fördern. Bundespräsident Köhler
hat in seiner Festrede das skizzierte
Dilemma zum Ausgangspunkt sei-
ner Überlegungen gemacht und in
zwei Richtungen gewiesen. Einer-
seits führt kein Weg daran vorbei,
Bürgersinn zu beleben, weil die da-
mit verbundene Selbstbeherr-
schung und Selbstkontrolle die
Fremdkontrolle – den Durchgriff
des Staates – überflüssigmachen.
Andererseits sei aber auch der

Staat nicht machtlos dem be-
nannten Dilemma ausgeliefert. So
könne er Institutionen schaffen, die

Anreize setzen, sich als vertrauens-
würdig zu erweisen. Solche Regeln
müssten als plausibel und gerecht
empfunden werden können, bei-
spielsweise weil gleiches Recht für
alle gelte und alle gleichermaßen
bei Fehlverhalten sanktioniert wer-
den. Nicht unterschätzen dürfe man
auchdieWirkung einfacher, transpa-
renter und deswegenberechenbarer
Systeme. Die Fairness staatlichen

Handelns speist sich besonders
auch daraus.
Es wird indes nicht gelingen, die

Ordnung der Freiheit zu stabilisie-
ren, wenn nur auf den Staat und die
von ihm zu verantwortenden Regel-
werke geschaut wird. In jedem Le-
bensbereich gibt es Spielregeln des
Anstands; im Wirtschaftsleben
durch den „ehrbarenKaufmann“ be-
stimmt. In diesem Licht erscheinen,
wie Horst Köhler es formulierte,
„Rundum-Sorglospakete“ für Vor-
stände als fragwürdig, die das Haf-
tungsprinzip schwächen. Allerdings

zeigt der jüngst veröffentlichte Be-
richt zur Akzeptanz des Corporate-
Governance-Kodexes, dass diese
auf hohemNiveau liegt.
So zeigt sich, dass eine öffentlich

artikulierte und politisch reflek-
tierte Sorge Anpassungsleistungen
auslösen kann. Unternehmen sind
Teil des von Hannah Arendt be-
schriebenen „öffentlichen Raums“ –
jener der Allgemeinheit zugewand-
tenLebenssphäre, die das allen Indi-
viduen Gemeinsame erfasst und
nicht auf der ausschließlich persön-
lichen Wahrnehmung einer einzi-
gen Person beruht. Es sei das Beson-
dere des öffentlichen Zusammen-
seins, eigene wie andere Positionen
und Personen relativierend durch
die Augen der anderen zu sehen.
Unternehmer müssen aufgrund

ihrer herausgehobenen Position im
öffentlichen Raum diesen verant-
wortlich mitgestalten. Verantwor-
tungsethik greift hier erneut. DieBe-
reitschaft dazu erfordert nur schein-
bar eine über das Unternehmen hi-
nausgehende Übernahme von Ver-
antwortung. Denn die verantwortli-
che Mitgestaltung des öffentlichen
Raums ist der notwendige Beitrag
zur Stabilisierung der Strukturen,
zumal in Zeiten der institutionellen
Verunsicherung. Insofern beein-
flusstMoral den langfristigenUnter-
nehmenserfolg fundamental.

Moral wirkt auf den Unterneh-
menswert. Dieses Bewusstsein und
dieKenntnis der FehlleistungenEin-
zelner in der jüngeren Vergangen-
heit solltenmehr als bisher zumver-
antwortungsvollen Handeln und
Kommunizieren verleiten.Niemand
muss sich in seiner Eigenschaft als
Unternehmer moralisch verstecken
und verzweifelt versuchen, den er-
wirtschafteten Gewinn im Nachhi-
neindurchSpendenmoralisch zu le-
gitimieren.Aber jedermuss ein Inte-
resse daran entwickeln, durchdie of-
fene Debatte über Missstände der
atomisierten Massengesellschaft zu
Orientierung und Stabilität zu ver-
helfen.
Dieser Diskurs wird jedoch nur

gelingen, wenn er nicht durch den
Vorwurf grundsätzlich mangelnder
Moral einzelne gesellschaftliche
Gruppen auf die Anklagebank setzt
und dadurch vergiftet wird. Und er
wird ebenso nur gelingen, wenn
Sachzusammenhänge nicht beliebig
ignoriert werden. Denn, so Joseph
Kardinal Ratzinger 1985, „eine Mo-
ral, die die Sachkenntnis oder Wirt-
schaftsgesetze überspringen zu kön-
nen meint, ist nicht Moral, sondern
Moralismus, also das Gegenteil von
Moral“. Das wird vielen Moralisten
nicht gefallen, es zu akzeptieren ist
indes unabdingbar.

gastautor@handelsblatt.com

Porsche perfektioniert das Prin-
zipSchwarzerPeter.Vorstands-

chef Wendelin Wiedeking fühlt
sich von der Politik angesichts ei-
nes drohenden neuen VW-Geset-
zes ungerecht behandelt. Jetzt
macht er die Politiker auch noch
für seinen Streit mit Volkswagens
Betriebsratschef Bernd Osterloh
über die Spielregeln für das neue
AutoreichPorsche-VWverantwort-
lich. Sein Aufsichtsratschef Wolf-
gang Porsche schlägt ebenfalls um
sich: Neben Osterloh und Nieder-
sachsens Ministerpräsident Chris-
tian Wulff (CDU) bekommt der
VW-Vorstand sein Fett ab: Por-
sches Vorwurf: Der Vorstand habe
weder den Vertrieb noch die eige-
nenLeute, die gegen seinUnterneh-
men protestierten, imGriff.
Wie dünnhäutig nicht nur viele

Manager inWolfsburgdurchdie an-
haltende Kritik des Stuttgarter
Großaktionärs geworden sind,
zeigt der Aufschrei gestern: Por-
schekritisiertWinterkorn, denVer-
trauten seines Cousins Ferdinand

Piëch, hieß es am Rande der VW-
Betriebsversammlung mit 16 000
Teilnehmern schnell. Dabei rührt
Wolfgang Porsche mit dem Finger
in einer Wunde, die Winterkorn
längst ausgemacht hat.
Die Vehemenz von Wiedekings

und Porsches Äußerungen zeigen,
wie sehr der Großaktionär seiner-
seits unter den Attacken der aus
Stuttgarter Sicht vereinten Trup-
pen von Politik, Gewerkschaft und
VW-Betriebsrat leidet. Die Konse-
quenz liegt auf der Hand: Es muss
endlichSchluss seinmit demunsin-
nigenSchauspiel umEuropas größ-
ten Autobauer.
Hinter den Kulissen loten die

OpponentenWiedeking undOster-
loh längst einen Kompromiss aus.
Sollen die Gerichte entscheiden,
ob das in der Satzung festgelegte
Vetorecht rechtens ist – ein neues
VW-Gesetz braucht keiner. VW
und Porsche können sich dann auf
das Wesentliche konzentrieren:
den Angriff auf Toyota.
mc.schneider@handelsblatt.com

PORSCHE

Schwarzer Peter

Wenn sich führende CDU-Po-
litiker dafür starkmachen,

dass die Bürgermehr privat für ihr
Alter sparen können, ist das eine
gute Idee. Aktienfondssparpläne
mit langen Laufzeiten sollen nach
ihrer Ansicht von der ab 2009 gel-
tenden Abgeltungsteuer befreit
werden. Am kommenden Mitt-
woch wird die Diskussion des Ge-
setzentwurfs im Bundeskabinett
zeigen, wie der Koalitionspartner
SPD zur Idee steht, dem Bürger
mehr Freiheit bei der Altersvor-
sorge zu gewähren.
Es ist zu hoffen, dass die SPD

trotz der jüngstenQuerelen in der
Regierung mitzieht. Denn die bis-
herige Förderung privaten Alters-
sparens über die Riester-Rente
reicht nicht aus. Und bei der Rü-
rup-Rente wird der Bürger in das
Korsett einer Rentenversicherung
gezwängt. BeimThemaAltersvor-
sorge spricht aber einiges für das
Aktiensparen: Dividendentitel er-
zielen erfahrungsgemäß langfris-
tig die höchstenRenditen und bie-

ten als Sachwertinvestition Inflati-
onsschutz. Bei Jahrzehnte laufen-
den Sparverträgen summieren
sichwenigeRenditepunkteUnter-
schied im Jahr auch bei kleineren
Sparraten auf fünfstelligeDifferen-
zen im Endkapital.
Auf diese Differenzbeträge

sind Menschen ohne großes Ver-
mögen im Alter angewiesen, da
die gesetzliche Rente nicht mehr
reicht. Deren Sparwillen dürfte
die neue Abgeltungsteuer ohne-
hin blockieren. Zudem schafft sie
eine Ungleichbehandlung zwi-
schen heute Vermögenden, deren
Kursgewinne aus bestehendemFi-
nanzkapital Bestandsschutz vor
der Abgeltungsteuer genießen,
und denjenigen, die erst Kapital
aufbauen müssen. Eine Befreiung
langfristiger Sparplänemit Aktien
würde diese negativen Effekte ab-
mildern. Sie weist daher in die
richtige Richtung. Außerdem
würde sie die ohnehin schwache
Aktienkultur stärken.

rezmer@handelsblatt.com

ABGELTUNGSTEUER

Guter Vorschlag
D

ie Analogie war höchst
unglücklich gewählt: Als
Hillary Clinton kürzlich
die Wahlkampagne 2008
mit jener des Jahres 1968

verglich, da ging einAufschrei der Ent-
rüstung durch die demokratische Par-
tei. DennHillary begründete ihrenVer-
bleib im Rennen um die Nominierung
mit den Ereignissen vor 40 Jahren. Da-
mals gab es mit Robert F. Kennedy
auch einen jugendlichen Aufsteiger
wieheuteBarackObama–undmitLyn-
don B. Johnson einen Kandidaten des
Establishments.
Doch noch bevor Robert Kennedy

am 5. Juni 1968 angeschossen wurde
und tags darauf starb, gab LBJ auf, ob-
wohl er eigentlich auf dieWiederwahl
hoffen durfte. Übrig blieb als demokra-
tischer Präsidentschaftsbewerber nur
der blasse Hubert Humphrey, der
schließlich gegendenRepublikanerRi-
chard Nixon verlor. Was Hillary Clin-
ton deshalb mit ihrem Vergleich ei-
gentlich sagen wollte: Sie will kein
zweiter LBJ sein. Was sie aber unfrei-
willig damit auch sagte:Werweiß,was
mit Blick auf Barack Obama in den
nächstenWochen noch geschieht.
So unsensibel Hillary Clinton ihre

Worte auch wählte, so sehr hat sie ei-
nenwunden Punkt berührt. Denn 1968
bezeichnet für die Demokraten bis
heute eine historische Wasserscheide.
Machtpolitisch markiert das Jahr das
Ende eines goldenen Zeitalters. Seit
1933 hatten Demokraten im Weißen
Haus regiert, einzig unterbrochen
durch acht Jahre der Präsidentschaft
von Dwight D. Eisenhower. Doch nach
dem Tod von John F. Kennedy schien

die Erfolgsspur für die Demokraten zu
Ende zu gehen. Unter Johnson ver-
strickte sich das Land tief imVietnam-
Krieg. Und durch die Unterstützung
der schwarzen Bürgerrechtsbewe-
gung hatten sich die Demokraten ihre
Position im Süden der USA verbaut.
Die weißen Amerikaner liefen zu den
Republikanern über – undblieben dort
zu großen Teilen bis heute.
Doch auf einmal erschien eineErlö-

sung aus dieser Misere möglich. Und
die war mit dem Namen von Robert F.
Kennedyverbunden.RFK sollte die tie-
fen Gräben überwinden, welche die
60er-Jahre geschlagen hatten. Der ju-
gendlicheKennedyversprachdenAus-
stieg aus dem Vietnam-Krieg, und es
schien, als könne er in seiner Person
viele aus der einstigen demokrati-
schen Gefolgschaft wieder versöhnen,
die in die Protestbewegung abgewan-
dert waren. Außerdemwar der Junior-
Senator aus New York bei der schwar-
zen Bevölkerung hoch angesehen. Ge-
meinsam mit Martin Luther King und
Johnson hatte er die Ziele der Bürger-
rechtler über Jahre vehement unter-
stützt. Nach dem Tod von King nur
zwei Monate zuvor hatte Kennedy zu-
dem genau jene Fragen gestellt, die in
eine neue Richtungwiesen. „Wie kann
es sein, dass wir den Schwarzen zwar
Schecks ausstellen, ihnendann aber sa-
gen, dass es keine Jobs gibt?“
Kennedy wollte weg vom liberalen

Wohlfahrtsstaat, der sich unter John-
son breitgemacht hatte, und hin zu
mehr Selbstverantwortung. Die politi-
sche Bewegung sollte von unten kom-
men, nicht mehr nur von oben. So
wurde RFK in der kurzen Zeit seiner

Wahlkampagne regelrecht zum Volks-
tribun, den die Menschen auf Händen
trugen.
Doch am 82. Tag des Rennens um

die Präsidentschaft war der Traum
schon wieder zu Ende. Am Abend sei-
nes Vorwahltriumphs in Kalifornien
wurde Kennedy von dem Palästinen-
ser Sirhan Sirhan erschossen. Die De-
mokraten rutschten in ein tiefes Tal,
die Wiederwahl von Richard Nixon
vier Jahre später entwickelte sich zu ei-
nem Desaster. Der demokratische Be-
werber George McGovern verlor 1972
in 48 von 50 Bundesstaaten. Und abge-
sehenvon der kurzen undunglückseli-
gen Präsidentschaft von JimmyCarter,
sollten die Demokraten bis 1992 bei
der Vergabe der Präsidentschaft nur
Zuschauer sein.
DieDemokraten im Jahr 2008 treibt

deshalb zweierlei um: die großen
Chancen, die mit einem Sieg von Ba-
rack Obama verbunden wären, und
der Abgrund, der droht, sollte die
Rückkehr ins Weiße Haus misslingen.
Mit Barack Obama verfügt die Partei
wie seit langem nicht mehr über eine
Figur, welche die Massen inspiriert
und mobilisiert. Er soll nicht weniger
leisten als das: dieDemokratenwieder
zu jener bestimmenden Kraft werden
lassen, die sie einst waren. Scheitert er
jedochbei diesemVersuch, dann fürch-
ten viele den Absturz in die Sinnkrise.
Dann wird die Partei mit der Tatsache
hadern, dass sie dem Visionär Obama
ihr Vertrauen schenkte und nicht der
Arbeiterin Hillary Clinton. Und das
schmerzliche Kennedy-Trauma bliebe
weiter am Leben.

ziener@handelsblatt.com

S ie habendenBlondschopf ge-
feiert, als hätte er sein gan-
zes Leben in Indien ver-

bracht: 120 000 Fußballbegeis-
terte jubelten dieseWoche Ex-Na-
tionalspieler Oliver Kahn zu, als
er in Kalkutta zum letzten Mal in
seiner Profikarriere im Tor stand.
Die schier grenzenlose Begeis-

terung der Inder war für Kahn ein
bewegender Abschied. Für die
Fußball-Industrie war das Fest in
der einst durch Mutter Teresa be-
kanntgewordenen Millionenstadt
der endgültige Beweis, dass die
Sportart dabei ist, die ganze Welt
zu erobern. Denn es ist noch nicht
allzu lange her, da haben sich die
Inder für Fußball genauso wenig
interessiert wie die Deutschen für
derenNationalsport Cricket.
Doch es sind nicht nur die In-

der, die den Fußball für sich ent-
deckt haben. Über-
all in Asien gewinnt
der Mannschafts-
sport Anhänger, die
Umsätzedergesam-
ten Branche klet-
tern deshalb. Ver-
eine und Sender
profitieren von den
Einnahmen aus den
TV-Übertragun-
gen, die Sportartikelhersteller ver-
kaufen mehr Trikots und Kick-
schuhe.
Nicht nur in den Schwellenlän-

dern wird Fußball immer wichti-
ger. Selbst in Europa wächst das
Geschäft, greifen schon die Buben
im Kindergarten wie selbstver-
ständlich zum Ball, liegen die Tri-
kots der Stars untermWeihnachts-
baum. Ende kommender Woche
wird in Basel die Europameister-
schaft angepfiffen, dann erreicht
die Euphorie für dieses Jahr ihren
Höhepunkt. Hunderte Millionen
Fans werden dann wieder vor den
TV-Geräten sitzen, viele davon in
fernen Ländern, darunter unzäh-
lige Menschen, die noch nie in
Europa waren, die kein Stadion je
von innen gesehen haben und kei-
nerlei Verbindung zu den Teams
haben.
Die globale Begeisterung ist

kein Zufall. Verbände, Vereine
und Ausrüster haben in den ver-
gangenen Jahren viel dafür getan,
die Sportart besser zu vermark-
ten. Dass Oliver Kahn sein letztes
Spiel in Indien absolviert hat und
nicht zu Hause in München, ist
nacktesKalkül: InAsien liegen die
Märkte der Zukunft. Allein im
Großraum Kalkutta leben so viele
Menschenwie in ganzBayern.Um
diese Konsumenten zu erreichen,
tragen die englischen Proficlubs
ihre Meisterschaftsspiele zum
Teil schon um die Mittagszeit aus.
Nur so ist die Live-Übertragung
zur besten Sendezeit in Asien zu
garantieren.
Wie professionell das Fußball-

Business geworden ist, zeigt auch
derBlick in die deutschen Stadien.
Vorbei sind die Zeiten, in denen

die Toiletten verstopft und das
Fett in den Fritteusen ranzig war.
Heute bietendieArenen eineange-
nehme Atmosphäre, die immer
mehr Familien anzieht. Im zugi-
gen Münchener Olympiastadion
seien unter 100 Besuchern nur
fünf Frauen gewesen, erinnert
sich Karl-Heinz Rummenigge, der
Chef des Deutschen Meisters FC
Bayern. In der modernen und be-
quemen Allianz-Arena liegt der
Anteil jetzt schon bei 30 Prozent.
Ein Grund für den breiten Zu-

spruch ist auch, dass Vereine und
Polizei die Hooligans weitgehend
im Griff haben. Wer heute ins Sta-
dion geht, der muss in aller Regel
keine Angst mehr haben, dass er
in einen Bandenkrieg verwickelt
wird. Das war vor 30 Jahren noch
ganz anders.
Allerdings muss die Branche

aufpassen, dass sie
es mit ihrer profes-
sionellen Vermark-
tung nicht über-
treibt. Sie läuft Ge-
fahr, dass das Spiel
zu glatt wird, dass
die Emotionen ver-
lorengehen. Wenn
in den Stadien zu
viele Managergat-

tinnen sitzen, die sich an ihren
Champagner-Gläsern festhalten,
während die Männer in der Loge
Geschäftemachen, dann leidet die
Stimmung, ist von der prickeln-
den Atmosphäre nichts mehr zu
spüren.
Dazu kommt: Wer seine Spiele

nur nochmit Blick auf die TV-Ver-
marktung ansetzt, der darf sich
nicht wundern, wenn die Fans zu
Hause bleiben. Wer hat schon
Zeit, sich am frühen Freitagnach-
mittag zu einem Auswärtsspiel
auf dieReise zumachen?DieseGe-
fahr droht übrigens auch, wenn
kleine, aber mit potenten Sponso-
ren ausgestattete Vereine auf ein-
mal in der Fußball-Oberklasse auf-
tauchen.
Der jüngste Durchmarsch von

1899 Hoffenheim in die Bundes-
liga zeigt deutlich, dass sich mit
Geld sportlicher Erfolg kaufen
lässt. Das Team aus Baden-Würt-
temberg lebt von den Millionen
des SAP-Gründers Dietmar Hopp.
Doch wenn eines Tages nur noch
SAP gegen VW und der Energie-
riese Gazprom gegen Eon antre-
ten, dann dürften sich viele Fans
enttäuscht abwenden.
Noch ist es aber nicht so weit,

noch profitieren Fans und Ver-
eine, TV-Sender und Sportkon-
zerne wie Adidas und Nike davon,
dass das Fußballgeschäft immer
professioneller wird. Deshalb ist
jetzt schon klar, dass die Europa-
meisterschaft für alle Seiten einEr-
folg wird. Falls kein Unglück die
Meisterschaft überschattet, wer-
den viele Millionen Menschen
drei Wochen lang Abend für
Abend ihren Spaß haben.

hofer@handelsblatt.com
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Die Branche darf

ihre professionelle

Vermarktung

nicht

übertreiben.
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ORDNUNGSPOLITISCHER EINSPRUCH

Moral als Unternehmenswert
Die Debatte über ethische Standards ist existenziell notwendig, um die Ordnung der Freiheit zu stabilisieren
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Leserforum
„Wenn es umden eigenenProfit
geht, wird auch die Partei ,Die
Linke’ zumKapitalisten.“
XaverGlass


